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tig OLG Saarbrücken, Beschl. v. 22.3.2010, BeckRS 
2010, 30230: die beantragte Eintragung setzt – unge-
achtet der Notwendigkeit einer Voreintragung – den 
Nachweis des Gesellschafter wechsels voraus). Wurden 
die Gesellschaftsanteile nicht in mindestens öff entlich 
beglaubigter Form übertragen, dann können (nota-
riell be glaubigte) „Bestätigungs- oder Geständniser-
klärungen“ (in denen die vorgelagerte Erklärung oder 
das vorgelagerte Rechtsgeschäft vom Erklärenden bzw. 
Vornehmenden selbst bestätigt wird) zum grundbuch-
rechtlichen Nachweis erstellt werden (vgl. OLG Saar-
brücken BeckRS 2010, 30230). Weil daran freilich wie-
derum die mittlerweile ausgeschiedenen Gesellschafter 
mitwirken müssten, erscheint dieser Weg nicht prakti-
kabler als die Bewilligung durch eben jene Gesellschaf-
ter.

4. Ergebnis
Im Ergebnis erfordert die Richtigstellung des Grund-
buchs mithin zwei Schritte: Zunächst sind dem Grund-
buchamt die Anteilsabtretungen nachzuweisen und 
anschließend ist es die Gründung der KG durch die 
(wahren) GbR-Gesellschafter. Für den Nachweis gilt je-
doch nicht der strenge Maßstab des § 29 GBO, sondern 
vielmehr das Freibeweisverfahren. 

BGB §§ 1757 Abs. 1, 1767 Abs. 2
Namensführung bei Volljährigenadoption; 
Adoption einer geschiedenen Person, die den 
bisherigen Ehenamen fortführt

I. Sachverhalt
Die Ehegatten Maier möchten eine Volljährige adoptie-
ren. Die Anzunehmende ist geschieden. Als Familien-
namen führt sie den vormaligen Ehenamen „Schmidt“ 
(also den Familiennamen ihres geschiedenen Ehe-
manns), nicht ihren Geburtsnamen „Huber“. 

II. Fragen
1. Ändert sich infolge der Adoption von Frau Schmidt, 
geb. Huber, nur deren Geburtsname („Maier“ statt 
„Huber“) oder auch deren aktuell geführter Familien-
name („Maier“ statt „Schmidt“)?

2. Falls Letzteres zutriff t: Gibt es eine Möglichkeit, 
dass die Anzunehmende ihren vormaligen Ehe namen 
„Schmidt“ behält?

III. Zur Rechtslage
1. Änderung des Geburtsnamens infolge Adoption
Für die Annahme Volljähriger gelten nach §  1767 
Abs.  2 S. 1 BGB die Vorschriften über die Annahme 
Minderjähriger sinngemäß, soweit nicht das BGB Son-

dervorschriften zur An nahme Volljähriger enthält. Dies 
ist hinsichtlich der Namensführung nicht der Fall. Da-
her ist auch für volljährige Adoptierte (unabhängig da-
von, ob es sich um eine normale Volljährigenadoption 
oder eine solche mit starken Wirkungen gem. § 1772 
BGB handelt) §  1757 Abs.  1 S. 1 BGB maßgeblich, 
wonach der Adoptierte als Geburtsnamen den Fami-
liennamen des Annehmenden erhält. Die Vorschrift 
ist nach h.  M. zwingend (OLG Stuttgart, Beschl. v. 
28.8.2019, BeckRS 2019, 20072 Tz.  14  ff . = NZFam 
2019, 888 m. Anm. Kienemund; OLG Zweibrücken, 
Beschl. v. 10.6.2015, BeckRS 2016, 3269 Tz. 7 = StAZ 
2016, 52; OLG Hamm, Beschl. v. 30.6.2011, BeckRS 
2011, 20399 = MittBayNot 2011, 501; a. A. nur AG Le-
verkusen, Beschl. v. 17.12.2007, BeckRS 2008, 23800 
= FamRZ 2008, 2058 m. abl. Anm. Maurer, FamRZ 
2009, 439; Beschl. v. 16.4.2009, BeckRS 2009, 28994 
= RNotZ 2009, 544).

2. Sonderfall verheirateter Anzunehmender
Die Änderung des Geburtsnamens des Anzunehmen-
den erstreckt sich regelmäßig auf seinen aktuell geführ-
ten Familiennamen. Etwas anderes gilt nach §  1767 
Abs. 2 S. 3 BGB (entspricht § 1757 Abs. 3 BGB a. F.) 
nur dann, wenn der Anzunehmende verheiratet ist, 
sein bisheriger Geburtsname zum Ehenamen der 
Ehegatten bestimmt wurde und sich sein Ehegatte der 
Namensän derung nicht durch Erklärung gegenüber 
dem Familiengericht angeschlossen hat. In diesem Fall 
ändert sich nur der Geburtsname des Anzunehmenden, 
nicht auch der aktuell geführte Ehename (vgl. Palandt/
Götz, BGB, 79. Aufl . 2020, § 1757 Rn. 5). 

War – wie im vorliegenden Fall – der Ehename der Ge-
burtsname des Ehegatten, so ändert die Adoption 
diesen ohnehin nicht (vgl. nur MünchKommBGB/
Maurer, 8. Aufl . 2020, § 1767 Rn. 87). Wäre die An-
zunehmende zum Zeitpunkt der Adoption noch mit 
Herrn Schmidt verheiratet, dann würde sich also durch 
die Adoption nur ihr Geburtsname, nicht der Ehename 
ändern (die Anzunehmende hieße nach der Adoption 
„Schmidt, geb. Maier“).

3. Sonderfall geschiedener Anzunehmender
Fraglich ist, wie sich eine vor der Adoption erfolgte 
Scheidung auf die Namensführung des Angenommenen 
nach Adoption auswirkt. 

a) Literaturmeinung
In der Literatur wird diese Frage uneinheitlich be-
urteilt: 

Nach einer Ansicht ändert sich der Familienname 
infolge der Annahme nicht, wenn die Ehegatten der 
aufge lösten Ehe einen Ehenamen bestimmt haben und 
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der Angenommene nach Aufl ö sung der Ehe weiterhin 
diesen Ehenamen führt; dann werde nämlich der Ehe-
name auch nach Aufl ösung der Ehe wei terhin als Ehe-
name geführt (BeckOGK-BGB/Löhnig, Std.: 1.5.2019, 
§ 1767 Rn. 55; Staudinger/Helms, BGB, 2019, § 1757 
Rn. 13; unklar MünchKommBGB/Maurer, §  1757 
Rn. 18, der dies wohl nur für den Fall annimmt, dass 
der geschiedene Anzunehmende den Geburtsnamen 
seines ehemali gen Ehegatten als Ehenamen angenom-
men und fortgeführt hat). Falls der Angenommene den 
neuen Geburtsnamen auch als Familiennamen führen 
wollte, müss te der Angenommene nach dieser Literatur-
ansicht eine Erklärung gem. § 1355 Abs. 5 S.  2 BGB 
abgeben.

Nach anderer Ansicht ändert sich infolge der Adoption 
eines geschiedenen Ehegatten auch der Familienna-
me des Angenommenen (BeckOK-BGB/Pöcker, Std.: 
1.2.2020, §  1767 Rn. 17; Soergel/Liermann, BGB, 
13. Aufl . 2000, § 1757 Rn. 15). Dies wird damit begrün-
det, dass sich unabhängig vom rechtlichen Charakter 
des Namens nach der Scheidung die in § 1757 Abs. 1 
BGB vorgesehene Änderung des bis zur Adoption ge-
führten Namens durchsetze (BeckOK-BGB/Pöcker, 
§  1767 Rn. 17). Ergänzend macht man geltend, dass 
die Einschränkung in § 1767 Abs. 2 S. 3 BGB (§ 1757 
Abs. 3 BGB a. F.) eine bestehende Ehe voraussetze; die 
Möglichkeit, den Ehenamen fort zuführen, trage dem 
individuellen Interesse an einer Namenskontinuität bei 
Eheaufl ö sung Rechnung, nicht aber dem Interesse, auf 
eine frühere Ehe hinzuwei sen (BeckOK-BGB/Pöcker, 
§ 1767 Rn. 17.1). 

b) Rechtsprechung 
Die höchstrichterliche Rechtsprechung hat sich – soweit 
ersichtlich – zum Problem der Namensführung bei ge-
schiedenen Angenommenen bisher nicht geäußert. Ge-
klärt hat der BGH inzwischen nur die früher ebenfalls 
äußerst umstrittene Frage, ob sich der Begleitname des 
Angenommenen, der auf seinen Geburtsnamen zurück-
geht, mit der Adoption ändert; dies hat der BGH bejaht 
(DNotZ 2012, 207). 

Mangels konkret einschlägiger Rechtsprechung ist die 
Rechtslage daher nicht abschließend geklärt. 

4. Weiteres Vorgehen
Angesichts der ungeklärten Rechtslage dürfte es sich in 
der Praxis empfeh len, vor Einreichung des Adoptions-
antrags mit dem zuständigen Familiengericht Rück-
sprache zu nehmen und die Frage der Namensführung 
nach Adoption zu erörtern. Möglicherweise schließt 
sich das Familiengericht der zuerst genannten Litera-
turansicht (oben 3.  a]) an, sodass die Anzunehmende 
ihren bisherigen Familiennamen – trotz Änderung des 

Geburtsnamens – beibehalten könnte („Schmidt, geb. 
Maier“).

Wenn das Gericht von einer Änderung des Familienna-
mens und nicht nur des Geburtsnamens ausginge (vgl. 
zweite Ansicht unter 3.  a]), könnte die Anzunehmen-
de zusätzlich einen Namensänderungsantrag gem. 
§ 1757 Abs. 3 S. 1 Nr. 2 BGB stellen. Würde das Fa-
miliengericht diesem Antrag stattgeben, so könnte die 
Anzunehmende nach der Adoption zumindest einen 
Doppelnamen („Maier-Schmidt“ oder „Schmidt-
Maier“) führen.

Gutachten im Abrufdienst
Fol gen de Gut ach ten kön nen Sie über unseren Gutach-
ten-Abrufdienst im Internet unter: 

http://www.dnoti.de

abrufen. In diesem frei zugänglichen Bereich können 
die Gutachten über die Gutachten-Abrufnummer oder 
mit Titelschlagworten aufgefunden werden. Dies gilt 
ebenfalls für die bisherigen Faxabruf-Gutachten.

GmbHG § 15; BGB §§ 1030, 1068 
Nießbrauch an einem Geschäftsanteil; Begrenzung 
auf bestimmte Höhe des Gewinns
Abruf-Nr.: 174838

ERVV §§ 1, 4 Abs. 1; ERVLVO Rh-Pf § 1; GBO 
§§ 135 ff .; BeurkG § 39a 
Anwendbarkeit der ERVV im Grundbuchverfahren; 
elektronische Beglaubigung der Übereinstimmung 
mehrerer Abschriften mit den jeweiligen Haupt-
urkunden in einem einzigen einfachen elektroni-
schen Zeugnis
Abruf-Nr.: 174498

Rechtsprechung
BeurkG § 17 Abs. 1; BNotO §§ 14 Abs. 1 S. 2, 19 Abs. 1 
S. 2; BGB §§ 146, 150 Abs. 1, 308 Nr. 1; ZPO § 287
Notarhaftung; Angebot zum Abschluss eines Woh-
nungskaufvertrags; unbefristete Fortgeltungsklau-
sel; haftungsausfüllende Kausalität

a) Bei Verwendung einer (unwirksamen) unbefriste-
ten Fortgeltungsklausel in einem von ihm vorformu-
lierten Angebot zum Kauf einer Immobilie handelt 
der Zentral- beziehungsweise Vollzugsnotar amts-
pfl ichtwidrig, wenn er ohne vorherige Abklärung des 
Willens der Käufer in Bezug auf das weitere Vorge-


